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Stellungnahme der Bundesregierung 
zum Bericht der Mitbestimmungskommission 


I. 

1. Am 21. Januar 1970 hat die Kommission un- 
abhängiger Sachverständiger zur Prüfung des 
Mitbestimmungsproblems ihren Bericht der 
Bundesregierung vorgelegt und damit ihren Auf- 
trag, durch Auswertung der bisherigen Erfahrun- 
gen mit der Mitbestimmung der Bundesregierung 
eine Grundlage für weitere Überlegungen auf 
diesem wichtigen sozialpolitischen Gebiet zu 
liefern, erfüllt. 

2. Die Bundesregierung stellt mit Befriedigung fest, 
daß der ausführliche Bericht der Kommission die 
Diskussion über die Frage der künftigen Aus- 
gestaltung der Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
in den Unternehmensorganen zu versachlichen 
geeignet ist. Seine gründliche wissenschaftliche 
Durchleuchtung der in der oft leidenschaftlich 
geführten Diskussion für und gegen die Mit- 
bestimmung vorgebrachten Argumente hat den 
Meinungsstreit sachlich konkretisiert und auf 
den Kern des Problems hin ausgerichtet. Die 
sorgfältige Herausarbeitung des Hintergrunds 
und der Grundlagen der deutschen Mitbestim- 
lungsregelungen, die übersichtliche Darstellung 
der Mitbestimmungsdiskussion der vergangenen 
Jahre und die detaillierte Entwicklung der An- 
sichten der Kommission lassen erwarten, daß die 
Arbeiten der Kommission es erleichtern werden, 
zu dem Problem der Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer in den Unternehmensorganen eine fun- 
dierte Meinung zu entwickeln. Hierzu werden 
überdies die Ergebnisse der schriftlichen Befra- 
gung von Positionsträgern mitbestimmter Unter- 
nehmen durch die Kommission ebenso beitragen 
wie die nach Ansicht der Bundesregierung 
schlüssige Ableitung und Rechtfertigung der Mit- 
bestimmung aus der uns gegebenen Wert- 
ordnung, aus der Stellung des Arbeitnehmers im 
Unternehmen und unter Berücksichtigung der 
sozialen Erfordernisse. 

II. 

1. Sehr klar hat die Kommission herausgearbeitet, 
daß Mitbestimmung sachlich notwendig ist. Ihre 
Äußerungen beziehen sich dabei nicht nur auf 
eine paritätische Mitbestimmung, sondern ge- 
nerell auf die „institutionelle Teilnahme der 
Arbeitnehmer oder ihrer Vertreter an der Ge- 
staltung und inhaltlichen Festlegung des Willens- 
bildungs- und Entscheidungsprozesses im Unter- 
nehmen, und zwar zunächst ohne Rücksicht auf 
die Art und den Umfang einer Teilnahme von 
Arbeitnehmervertretern in den Unternehmens- 
organen“ (1/4). Die Ansicht, daß es sich bei der 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Unter- 


nehmensorganen um nicht mehr als eine will- 
kürliche politische Forderung interessierter 

Kreise handele, wird nun kaum noch vertreten 

werden. 

a) Die Bundesregierung stimmt mit der Kom- 
mission darin überein, daß das Unternehmen 
zwar „auch ohne Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer in den Organnen des Unternehmens 
denkbar und praktikabel“ ist, daß jedoch das 
richtige Verständnis von der normativen Ge- 
staltung des Arbeitsverhältnisses und der 
Stellung des Arbeitnehmers im Unternehmen 
eine Mitbestimmung erfordert (IV/2). Im Hin- 
blick auf die Fremdbestimmtheit der Arbeits- 
leistung des weisungsunterworfenen Arbeit- 
nehmers verlangt unsere Wertordnung — das 
mit Verfassungsrang ausgestattete Bekennt- 
nis zur Würde der Person und zu den un- 
veräußerlichen Menschenrechten und das 
Grundrecht auf freie Entfaltung der Persön- 
lichkeit — eine Ordnung des Unternehmens, 
die dem Arbeitnehmer das Recht auf Betei- 
ligung an Entscheidungen einräumt, die seine 
Stellung im Arbeitsverhätlnis, in seiner 
Arbeitsumwelt gestalten bzw. modifizieren. 

b) In diesem Zusammenhang kommt die Kom- 
mission zu dem Ergebnis, daß sich die Wei- 
sungsgebundenheit des Arbeitnehmers, seine 
Unterordnung unter die Verfügung des 
Arbeitgebers über seine Arbeitskraft, aus 
dem Wesen des abhängigen Arbeitsverhält- 
nisses zwingend ergibt (IV/10), weil erst 
durch Ausübung des arbeitsrechtlichen Wei- 
sungs- und Direktionsrechts die Arbeits- 
leistung des Arbeitnehmers, d. h. seine be- 
sondere Leistungspflicht, konkretisiert wird 
(IV/11); denn „der Arbeitnehmer verspricht 
(im Arbeitsvertrag) nicht bestimmte, einzelne 
Arbeitsleistungen, sondern stellt dem Arbeit- 
geber seine Arbeitskraft und seine Fähig- 
keiten in einer durch den Arbeitsvertrag 
näher definierten Weise zur Verfügung" 
(IV/10). Die Weisungsbefugnis des Arbeit- 
gebers besteht daher unabhängig vom Willen 
der Arbeitsvertragsparteien (IV/14), und es 
ist nicht die wirtschaftliche Abhängigkeit, 
sondern die besondere, aus der Organisation 
des Unternehmens resultierende Fremd- 
bestimmtheit der konkreten Arbeitsleistung, 
die den spezifischen Charakter des Arbeits- 
verhältnisses ausmacht (IV/16). 

Diese „Einordnung (des Arbeitnehmers) in 
ein durchschaubares und sachlich notwendiges 
System von Zuständigkeiten und die Aus- 
führung sich daraus ergebender Weisungen 
widerspricht nicht schlechthin der Menschen- 
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würde" (IV/25), Auch in dieser Auffassung 
stimmt die Bundesregierung mit der Kom- 
mission überein. Von der Mitbestimmung 
wird aber erhofft, daß sie dazu beiträgt, die 
Wirkungen der Fremdbestimmtheit, die durch 
die Arbeitsteilung innerhalb des Unter- 
nehmens bedingt sind, zu reduzieren, Unter- 
ordnungsverhältnisse soweit wie möglich 
durch Zusammenarbeit abzulösen und hier- 
durch die Objektstellung des Arbeitnehmers 
abzubauen. 

2, Die hier angeschnittene Frage, welche Erwar- 
tungen an die institutioneile Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer in den Unternehmensorganen ge- 
knüpft werden können und müssen, ist wichtig 
für die Beantwortung der Frage nach der sach- 
gerechten Ausgestaltung der Mitbestimmung. Es 
war daher notwendig, daß die Kommission sich 
mit den an die Mitbestimmung geknüpften Er- 
wartungen beschäftigte. 

Auch die Bundesregierung ist der Auffassung, 
wenn die institutionelle Absicherung einer Mit- 
bestimmung gerechtfertigt sein soll, müsse von 
dieser erwartet werden, daß sie die mit der 
Existenz von Abhängigkeitsverhältnissen ganz 
allgemein verbundene Gefahr willkürlicher oder 
übermäßiger Ausübung des Weisungsrechts ver- 
ringert (IV/25). Sie muß ferner zu einer Ver- 
besserung der innerbetrieblichen Kommuni- 
kationssysteme und der Information der Arbeit- 
nehmer über alle für ihre Tätigkeit und ihr 
eigenes wirtschaftliches Schicksal bedeutsamen 
unternehmerischen Entscheidungen führen 
(IV/28). Um dies zu erreichen, muß folgerichtig 
die Zusammenarbeit zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmern institutionell sichergestellt wer- 
den. Die Mitbestimmung sollte indirekt auch die 
arbeitsrechtliche Schutzfunktion des Arbeits- 
vertragsrechts und des Arbeitsschutzrechts im 
Bereich des Unternehmens ergänzen (IV/29) und 
die nach dem Gesetz bestehende Verantwortlich- 
keit des Vorstands gegenüber den Arbeit- 
nehmern des Unternehmens institutionell ab- 
sichern (IV/30), In diesem Zusammenhang hat 
die Kommission erwogen, bei der Auswahl von 
Führungskräften eine gleichberechtigte Teil- 
nahme der Arbeitnehmervertreter anzuregen 
(V/20), ist hiervon in ihren Empfehlungen aus 
Gründen der Außenbeziehungen des Unter- 
nehmens, der Haftungsfrage und eines offenen 
Marktes für Führungskräfte jedoch abgerückt 
und schlägt eine diese Intention abschwächende 
institutioneile Form (paritätisch besetztes Auf- 
sichtsratspräsidium oder ein anders gestaltetes 
gleichwertiges Auswahlverfahren (V/21) vor. 

Gerade die bessere institutioneile Absicherung 
der Verantwortlichkeit des Vorstandes gegen- 
über den Arbeitnehmern wird zu einem weit- 
gehenden Abbau immer noch vorhandener un- 
erwünschter und für die Gesamtheit nachteiliger 
Verhaltensweisen bei der Ausübung von Direk- 
tionsrechten führen. Eine Mitbestimmung, die 
diese Erwartungen erfüllt, kann schließlich, wie 
die Kommission zu Recht hervorhebt, über den 


engen Bereich des Betriebs oder Unternehmens 
hinaus sehr positive Auswirkungen für unsere 
Gesellschaft haben, weil sie geeignet ist, die 
Arbeitnehmersdiaft und damit die Masse der 
Bürger unseres Staates an die Gesetzmäßig- 
keiten des wirtschaftlichen Prozesses und damit 
an die Probleme der Wirtschaft heranzuführen, 
so daß sie die Wirtschaft als Teil des eigenen 
Verantwortungsbereichs anerkennt. Von ihrem 
Standpunkt aus drückt die Kommission dies so 
aus: „Es kann keinen Zweifel daran geben, daß 
die Marktwirtschaft auf Dauer nur bestehen 
wird, wenn sie von der Mehrzahl der Bürger, 
insbesondere den Arbeitnehmern, mitgetragen 
und nicht nur als ein zur Zeit unabänderliches, 
aber vorübergehendes Übel betrachtet wird. Die 
institutioneile Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
trägt dazu bei, daß „die Wirtschaft" nicht als 
fremde Institution, sondern als Teil des eigenen 
Verantwortungsbereichs . . . erfahren und ver- 
standen" wird (IV/32). 

Durch das Aufzeigen dieser Zusammenhänge hat 
die Kommission einen wesentlichen Beitrag in 
der Mitbestimmungsdiskussion geleistet, der für 
die Vorbereitung gesetzgeberischer Maßnahmen 
von nicht zu unterschätzender Bedeutung ist. Da- 
bei wird auch zu berücksichtigen sein, daß nach 
Auffassung der Kommission eines der Haupt- 
probleme der Mitbestimmung in der sach- 
gerechten Lösung der Autoritätsbeziehungen am 
Arbeitsplatz selbst besteht (IV/26). 

3. Genugtuung empfindet die Bundesregierung 
auch darüber, daß die Kommission sehr klar 
Abhängigkeiten und Interdependenzen heraus- 
gearbeitet hat, die sowohl aus dem Arbeits- 
verhältnis wie aus der Zugehörigkeit des Arbeit- 
nehmers zum sozialen Verband Unternehmen 
resultiert (IV/ 10); denn nach Auffassung der 
Bundesregierung ist eine gewissenhafte Zer- 
gliederung dieses Abhängigkeitskomplexes un- 
erläßliche Voraussetzung für die Lösung des 
Problems der Mitbestimmüng der Arbeitnehmer 
in den Organen der Unternehmen. Zu den Ver- 
diensten, die sich die Kommission mit ihrer 
Arbeit erworben hat, gehört es deshalb nicht 
zuletzt, daß sie die Aufmerksamkeit von der 
rein schuldrechtlichen Betrachtung weg deutlich 
auf die Besonderheiten der tatsächlichen Be- 
ziehung des Arbeitnehmers zum Betrieb und zum 
Unternehmen, auf seine Zugehörigkeit zu „einem 
durch gemeinsame wirtschaftliche und soziale 
Zielsetzung und durch einheitliche Leitung kon- 
stituierten sozialen Verband" gelenkt hat (IV/8). 
Der Arbeitgeber verfügt über die Arbeitskraft 
des Arbeitnehmers, indem er im Rahmen seines 
Weisungsrechts die konkrete Arbeit vorschreibt. 
Diese Ausübung des Weisungsrechts ist aber 
gleichzeitig auch Teil der Erfüllung des wirt- 
schaftlichen Zwecks des Unternehmens in seiner 
Ausrichtung auf seinen wirtschaftlichen Beitrag 
zur arbeitsteiligen Gesamtwirtschaft (VI/11). 
Hier treffen die konkrete Verfügung über die 
Arbeitskraft des Arbeitnehmers im Rahmen des 
arbeitsvertraglichen Direktionsrechts und die in 
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der unternehmerischen Entscheidung über die 
Ziele des Unternehmens liegende, indirekte, 
nicht personenbezogene Verfügung über die 
Arbeitskraft im Unternehmen, den Faktor Arbeit, 
aufeinander. Während aber die Ausübung des 
betriebsbezogenen Direktionsrechts gewissen Be- 
grenzungen über den Arbeitsvertrag und die 
Stellung des Arbeitnehmers im Betrieb unter- 
liegt, entzieht sich die unternehmerische Pla- 
nungs-, Organisations- und Leitungsverfügung 
weitgehend der gesetzlichen oder vertraglichen 
Eingrenzung, zumal da auch die Auswahl der 
Personen, die diese Verfügungen zu treffen 
haben, nicht durch Gesetz, Tarifvertrag, Betriebs- 
vereinbarung oder gar im Rahmen des Arbeits- 
vertrags gemeinsam mit dem weisungsunter- 
worfenen Arbeitnehmer erfolgen kann (IV/ 17 
bis 19). Hieraus ergibt sich zum einen die Not- 
wendigkeit einer institutioneilen Teilnahme der 
Arbeitnehmer an der Handhabung der Leitungs- 
gewalt, zum anderen zeigt das den qualitativen 
Unterschied zwischen betriebs- und unter- 
nehmensbezogener Mitbestimmung auf (IV/ 13). 

Die überzeugende Entwicklung dieser Zusam- 
menhänge durch die Kommission ist nach An- 
sicht der Bundesregierung deshalb von großer 
Bedeutung, weil die Kommission herausstellt, 
daß unternehmensbezogene Mitbestimmung und 
betriebsbezogene Mitbestimmung in ihrer großen 
Bedeutung für die Integration der Arbeitnehmer- 
schaft zwar selbständig sind, aber einander not- 
wendig bedingen und das Problem der unter- 
nehmensbezogenen Mitbestimmung deshalb nicht 
durch eine Ausweitung der betriebsbezogenen 
Mitbestimmung allein gelöst werden kann. 

4. Von den Untersuchungsergebnissen, die für die 
Mitbestimmungsdiskussion von besonderer Rele- 
vanz sind und darum auch von der politischen 
Instanz beachtet werden müssen, verdienen nach 
Auffassung der Bundesregierung ferner die fol- 
genden Ergebnisse der Anhörungen und Befra- 
gung der Kommission eine besondere Beachtung: 

a) Die Anhörungen im Montanbereich haben er- 
geben, daß die Beteiligung der Arbeitnehmer 
im Aufsichtsrat „zu einer stärkeren Betonung 
der sozialen Aspekte und Notwendigkeiten 
unternehmerischer Tätigkeit geführt" haben 
(III/36; entsprechend auch III/37), und ferner, 
daß von den Arbeitnehmervertretern „nur in 
seltenen Ausnahmefällen ein retardierender 
Einfluß auf die investitionspolitischen Absich- 
ten der Unternehmensleitung ausging". Von 
Vertretern der Anteilseigner im Aufsichtsrat 
sei eher beanstandet worden, daß die Arbeit- 
nehmervertreter zu investitionsfreudig seien. 
Die Anhörungen haben hierzu nachgewiesen, 
daß dieses Verhalten der Arbeitnehmer „vor 
allem durch das Bestreben bestimmt (ist), die 
Arbeitsplätze der vorhandenen Belegschaft 
auf Dauer zu sichern" (III/45). Wirtschaftlich- 
keitserwägungen des Vorstands sind nach 
den Feststellungen der Kommission „stets 
respektiert worden, wenn und soweit die 
Belegschaft gegen die sozialen Konsequenzen 


entsprechender Investitionsmaßnahmen aus- 
reichend gesichert war" (III/46). Die An- 
hörungen aus dem Anwendungsbereich des 
Betriebsverfassungsgesetzes haben „ein- 
drucksvolle Beweise" geliefert, „die dartun, 
daß die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
auch dann, wenn im Aufsichtsrat keine Pari- 
tät besteht, zu hervorragenden Ergebnissen 
führen kann" (III/72). Schon aus diesen we- 
nigen Zitaten, die noch ergänzt werden könn- 
ten, ergibt sich, daß die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat ihre 
Aufgabe erfüllt. 

Die Kommission hat außerdem festgestellt, 
daß die Berücksichtigung der sozialen Aus- 
wirkungen betrieblicher oder unternehmens- 
politischer Maßnahmen sich nicht allein der 
paritätischen Mitbestimmung zuschreiben 
lassen, da das Denken in sozialen Konse- 
quenzen betrieblicher und unternehmens- 
politischer Entscheidungen inzwischen zum 
Allgemeingut unternehmerischen Verhaltens 
geworden sei (III/49). 

b) Andererseits ist nach der Feststellung der 
Kommission „die Rationalität des Entschei- 
dungsprozesses in allen für das Unternehmen 
wichtigen Fragen . . . durch die Mitbestim- 
mungsträger im Unternehmen nicht in Frage 
gestellt worden" (III/39). Der unternehme- 
rische Entscheidungsprozeß wurde durch die 
Mitbestimmung von Arbeitnehmervertretern 
um neue Gesichtspunkte erweitert, was nach 
dem Eindruck der Kommission „in vielen 
Fällen zu einer inhaltlichen Verbesserung der 
Entscheidungen beitragen kann" (IV/58). 

Dabei waren die unternehmensinternen 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat „über- 
einstimmend daran interessiert, die Leistungs- 
fähigkeit ihrer Unternehmen zu erhalten und 
zu verbessern", und „auch die Vertreter der 
Gewerkschaften in den Aufsichtsräten der 
Unternehmen zeigten sich im Rahmen der 
Anhörungen an einer günstigen Ertrags- 
entwicklung der Untnernehmen interessiert" 
(III/35). Die Aussagen der Vorstandsmit- 
glieder und Aufsichtsratsvorsitzenden „haben 
ergeben, daß die Beteiligung der Arbeit- 
nehmer im Aufsichtsrat . . . die Gültigkeit des 
Rentabilitätsprinzips als Leitmaxime unter- 
nehmerischer Initiativen und Planungen ... in 
keinem Falle in Frage gestellt hat" (III/36). 
Auf Grund der Anhörungen läßt sich, so führt 
die Kommission aus, feststellen, „daß die 
Mitwirkung der Arbeitnehmer in den Auf- 
sichtsräten sowohl im Montan-Bereich wie im 
Bereich des Betriebsverfassungsgesetzes zu 
keiner feststellbaren inhaltlichen Verände- 
rung unternehmerischer Initiativen geführt 
hat" (III/42). „In ihren Anhörungen wurde 
der Kommission aus dem Bereich der Montan- 
industrie fast ohne Ausnahme berichtet, daß 
von einer negativen Einflußnahme der Mit- 
bestimmungsträger auf die unternehmens- 
politische Planung der Unternehmensleitun- 
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gen nicht gesprodien werden könne" (III/39), 
und es „läßt sich sagen, daß die Mitwirkung 
der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat zu 
keiner wesentlichen inhaltlichen Veränderung 
der Investitionspolitik im Unternehmen ge- 
führt hat" (III/46). „Im übrigen haben die 
Anhörungen gezeigt, daß sich die Sorge über 
eine mögliche Verfälschung unternehmens- 
politischer Entscheidungsprozesse durch Kopp- 
lungsgeschäfte", die etwa darin bestehen 
können, daß die Arbeitnehmervertreter im 
Aufsichtsrat ihre Zustimmung davon ab- 
hängig machen, daß andere mit dem Ent- 
scheidungsgegenstand nicht unmittelbar ver- 
bundene Probleme zugunsten der Arbeit- 
nehmer entschieden würden, „durch die in 
der Vergangenheit gemachten Erfahrungen 
nicht rechtfertigen läßt" (III/31). Die Kom- 
mission ist auf Grund der Anhörungen auch 
davon „überzeugt, daß der Befürchtung einer 
zentralen Steuerung der Gewerkschafts- 
vertreter in den Aufsichtsräten der Unter- 
nehmen die Grundlage fehlt" (III/14). Ihr sind 
„auch keine Fälle bekanntgeworden, in denen 
die Gewerkschaften versucht hätten, mit dem 
Ziel einer Verbesserung ihrer tarifpolitischen 
Situation auf die Arbeitsdirektoren einzu- 
wirken" (III/52). 

5. Somit ergibt sich aus dem Bericht, daß nach den 
von der Kommission gewonnenen Ergebnissen 
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den 
Organen der Unternehmen sich als sachlich not- 
wendig erweist, daß sie ihre Aufgabe erfüllt und 
für die Erreichung des wirtschaftlichen Unter- 
nehmenszwecks keine Nachteile gebracht hat. 

IIL 

1. Die Kommission hat ihre Arbeiten nicht darauf 
beschränkt, die Erfahrungen mit der Mitbestim- 
mung zusammenzutragen und auszuwerten, viel- 
mehr hat sie ihre Erkenntnisse an einem be- 
sonderen Mitbestimmungsmodell zu demon- 
strieren und zu verdeutlichen versucht. Dies ist 
ihr in der bisherigen Diskussion über den Be- 
richt von einem Teil der lautgewordenen Stim- 
men als Überschreitung ihres Auftrags angelastet 
worden. 

Nach Auffassung der Bundesregierung muß sich 
wissenschaftliche Arbeit nicht unbedingt auf die 
theoretische Auswertung dieser Fakten be- 
schränken; vielmehr ist es auch in einem wissen- 
schaftlichen Gutachten — ohne den wissenschaft- 
lichen Bereich zu verlassen — durchaus möglich, 
den Versuch gewisser praktischer Schlußfolge- 
rungen, die die theoretischen Erkenntnisse ver- 
deutlichen sollen, zu unternehmen. Hierdurch 
allein wird die Grenze zwischen einem wissen- 
schaftlichen Gutachten und einer auf ihm auf- 
bauenden politischen Entscheidung nicht ver- 
wischt. Eine solche modellhafte Erläuterung der 
wissenschaftlichen Erkenntnisse kann die Über- 
legungen der Bundesregierung zu dem Mit- 
bestimmungsproblem in keiner Weise präjudi- 
zieren, zumal da diese Überlegungen natur- 


gemäß einen sehr starken gesellschaftspolitischen 
Gehalt haben werden. Die Bundesregierung hat 
im übrigen seinerzeit den Auftrag bewußt sehr 
allgemein gefaßt und lediglich formuliert: „Zur 
Auswertung der bisherigen Erfahrungen mit der 
Mitbestimmung als Grundlage weiterer Über- 
legungen auf diesem Gebiet wird die in der 
Regierungserklärung vom 13. Dezember 1966 an- 
gekündigte Sachverständigenkommission gebil- 
det." Hierdurch erhielt die Kommission den nach 
Auffassung der Bundesregierung notwendigen 
Spielraum sowohl für ihre Arbeit als auch für 
die Darbietung ihrer Erkenntnisse. 

Auch die Kommission will das von ihr entwor- 
fene Modell nicht als einen Versuch verstanden 
wissen, die politischen Instanzen festzulegen; 
vielmehr hat der Vorsitzende der Kommission, 
Professor Kurt H. Biedenkopf, die Entscheidung 
der Kommission, auch „Empfehlungen" zu for- 
mulieren, wie folgt begründet: „Relativ bald 
nach Aufnahme ihrer Arbeit mußte die Kom- 
mission feststellen, daß durch Auswertung der 
bisherigen Erfahrungen, vor allem mit der 
Montan-Mitbestimmung, keine ausreichende 
Grundlage für eine allgemeine Entscheidung 
über eine Ausweitung der Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer im Unternehmen gewonnen wer- 
den konnte. Dies ist vor allem darauf zurück- 
zuführen, daß sich Organisationsmodelle, wie die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Unter- 
nehmen nach der Montan-Mitbestimmung, in 
ihren Auswirkungen auf das Unternehmen und 
die Gesamtwirtschaft unterschiedlich verhalten, 
je nachdem, ob sie nur partiell oder allgemein 
verwirklicht sind. Bei partieller Verwirklichung 
wirtschaftlicher Organisationsmodelle werden 
die Wirkungen dfes Modells auch von Einflüssen 
mitgestaltet, die von Bereichen der Wirtschaft 
ausgehen, in denen das Organisationsmodell 
keine Anwendung findet. Bezogen auf die 
Montan-Mitbestimmung bedeutet dies z. B., daß 
sich die Einflüsse der Mitbestimmung auf die 
Führungsauswahl im Unternehmen nur insoweit 
feststellen lassen, als die Montan-Unternehmen 
nicht mit anderen, von der Montan-Mitbestim- 
mung nicht betroffenen Wirtschaftszweigen um 
Führungskräfte konkurrieren. Ähnliches gilt für 
Auswirkungen in anderen Bereichen. Aus diesen 
Gründen war es unmöglich, die mit der Montan- 
Mitbestimmung gemachten Erfahrungen insoweit 
zu verallgemeinern, als es sich um Auswirkun- 
gen dieses Mitbestimmungsmodells handelte, die 
auch durch externe, auf die Betroffenen ein- 
wirkende Einflüsse mitgestaltet waren. Die Folge 
war, daß brauchbare wissenschaftliche Entschei- 
dungshilfen zur Mitbestimmungsfrage nur von 
einer Beschäftigung mit dem Zusammenhang des 
Mitbestimmungsproblems mit anderen ordnungs- 
politischen Fragen einer Gestaltung der markt- 
wirtschaftlichen Ordnung erwartet werden könn- 
ten. Die Erkenntnis, daß die Mitbestimmungs- 
frage nicht allein auf Grund partieller empi- 
risdier Erfahrungen, sondern nur nach einer 
Durchdringung des Gesamtkomplexes und nach 
einer Analyse der möglichen externen Aus- 
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Wirkungen beantwortet werden könne, war eine 
der wesentlichsten Gründe dafür, daß sich die 
Kommission zur Ausarbeitung eigener Ent- 
sdieidungsgrundlagen entschloß." (Vgl. den Auf- 
satz „Mitbestimmung im Unternehmen" von 
Professor Biedenkopf in „Recht der Arbeit" 1970 
S. 129ff./131). 

Die Bundesregierung erkennt an, daß eine zu 
starke Eingrenzung des Spielraums der Kom- 
mission der Sache abträglich und der großen 
Bedeutung, die die Bundesregierung dem Mit- 
bestimmungsproblem beimißt, nicht angemessen 
gewesen wäre. Der Vorsitzende der Kommission 
hat im übrigen ausdrücklich betont: „Die Kom- 
mission hat von Anfang an keinen Zweifel daran 
gelassen, daß eine Gruppe von Wissenschaftlern, 
die sich als Sachverständige zu einem ordnungs- 
politischen Problem äußern, eine politische Ent- 
scheidung nicht ersetzen, sondern nur vorbereiten 
können. Der Bericht der Kommission, insbeson- 
dere ihre Empfehlungen, dürfen deshalb nicht als 
Vorwegnahme einer politischen Entscheidung 
angesehen werden. Was eine Sachverständigen- 
kommission allein liefern kann, ist eine Ent- 
scheidungshilfe." (a. a. O.) 

2. Die Kritiker bringen gegen den Bericht der 
Kommission vor, zwischen den Feststellungen 
und den Empfehlungen bestehe eine Diskrepanz. 
Sie berufen sich auf die o. a. Feststellungen, die 
die Kommission für den qualifizert mitbestimm- 
ten Bereich getroffen hat. Danach seien die Er- 
fahrungen mit der paritätischen Mitbestimmung 
sehr positiv zu beurteilen. Daß gleichwohl die 
Empfehlungen sich nicht für die paritätische Be- 
setzung des Aufsichtsrats, sondern für ein Über- 
gewicht der Vertreter der Anteilseigner aus- 
sprechen, wird von der Kritik als logischer Bruch 
empfunden, und zwar deshalb, weil die Kommis- 
sion ihre Empfehlung damit begründet, daß sich 
die Politik des Aufsichtsrats ungeachtet der 
sozialen und sozialpolitischen Bindungen des 
Unternehmens an der Rentabilität als der pri- 
mären unternehmerischen Zielfunktion orien- 
tieren solle, das Rentabilitätsinteresse jedoch 
tendenziell stärker von den Anteilseignern gel- 
tend gemacht werde (V/15). Hierin sieht die 
Kritik einen Widerspruch zu den Feststellungen 
der Kommission, wonach die Arbeitnehmer- 
vertreter im Aufsichtsrat an der Erhaltung der 
Leistungsfähigkeit des Unternehmens ebenso in- 
teressiert sind wie die Anteilseigner (III/35) und 
das Rentabilitätsprinzip als Leitmaxime unter- 
nehmerischer Initiativen und Planungen durch 
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer nicht in 
Frage gestellt wurde (III/36). 

Die Empfehlung der Kommission zur Besetzung 
des Aufsichtsrats im Verhältnis sieben zu fünf 
mit Anteilseigner- und Arbeitnehmervertretern 
legt in der Tat diese Überlegung nahe. Die Kom- 
mission hat andererseits aber ausdrücklich be- 
tont, daß ihre Empfehlungen als eine Einheit zu 
verstehen sind, die von einer Ausgewogenheit 
bestehender und empfohlener institutioneller 
Einzelregelungen ausgeht (V/2). Darum ist eine 


abgewogene Beurteilung der Empfehlungen für 
die Besetzung des Aufsichtsrats nur möglich, 
wenn man in die Betrachtung auch die Empfeh- 
lungen einbezieht, die ausdrücklich eine Kom- 
pensation des Übergewichts der Anteilseigner 
bezwecken. Um die Möglichkeit zu erschweren, 
daß die Arbeitnehmerseite im Aufsichtsrat über- 
stimmt wird, empfiehlt die Kommission eine 
Reihe von besonderen Vorkehrungen. So sollen 
die Vertreter der Arbeitnehmer, wenn sie über- 
stimmt worden sind, die Begründung der Ent- 
scheidung verlangen können [V/1 (1.44) und 

V/23], die Verschwiegenheitspflicht soll „relati- 
viert" werden [V/1 (1.5) und V/23], der Auf- 
sichtsrat soll zur regelmäßigen Berichterstattung 
über das Zusammenspiel von Unternehmens- 
leitung und Arbeitnehmervertretungen ver- 
pflichtet sein [V/1 (2.4) und V/23], und in allen 
Ausschüssen des Aufsichtsrats sollen Arbeit- 
nehmervertreter Sitz und Stimme haben [V/1 
(1.43) und V/23]. Die Kommission hat es dabei 
von Anfang an als ihre Aufgabe angesehen, die 
gesamtwirtschaftlichen Bezüge der Mitbestim- 
mungsfrage deutlich zu machen und die Zusam- 
menhänge zwischen bestimmten Mitbestim- 
mungsregelungen und der Funktionsfähigkeit 
anderer Institutionen der Gesamtordnung auf- 
zuzeigen (IV/75). Hierbei sind nach ihrer An- 
sicht die vorgegebenen wirtschaftspolitischen 
und wirtschaftsrechtlichen Grundsatzentscheidun- 
gen, wie sie durch die Verfassung, Gesetze und 
und wirtschaftspolitische Praxis in der Bundes- 
republik inhaltlich näher bestimmt seien, zu be- 
achten (IV/76). Diese Strukturelemente der Ge- 
samtordnung hat die Kommission als nicht zu 
ihrer Disposition stehend erachtet, sondern als 
vorgegeben angesehen. Die Bundesregierung 
verkennt nicht, daß in diesem Zusammenhang 
die Auswirkungen einer institutionellen Mit- 
bestimmung auf die marktwirtschaftliche Ord- 
nung, das Eigentum, die Tarifautonomie und die 
Auswahl des Führungspersonals einer sorgfäl- 
tigen Prüfung bedürfen. 

Die Entscheidungshilfe, die die Kommission der 
politischen Instanz liefern möchte, ist daher nicht 
in erster Linie oder gar allein in den Empfeh- 
lungen zu suchen und schon gar nicht in einzel- 
nen, isoliert betrachteten Teilempfehlungen, son- 
dern in den tatsächlichen Feststellungen und den 
daraus abgeleiteten Erkenntnissen der Kommis- 
sion. Diesen gegenüber dienen die Empfehlun- 
gen gewissermaßen nur zur Verdeutlichung der 
Vorstellungen der Kommission. 

Zu einer fundierten Würdigung der Arbeiten der 
Kommission als Grundlage für die politischen 
Entscheidungen gehört mithin eine umfassende 
Analyse des Kommissionsmodells in seiner Ge- 
genüberstellung zu den Feststellungen und Er- 
kenntnissen der Kommission. Erst, wenn diese 
Arbeit geleistet ist, kann die Frage beantwortet 
werden, ob das Mitbestimmungsmodell der Kom- 
mission die Grundlage für eine künftige Mit- 
bestimmungsregelung sein kann. Zuvor wird 
noch eine ganze Reihe von Fragen zu klären 
sein. 
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IV, 

1. Von grundsätzlicher Bedeutung ist dabei nach 
Auffassung der Bundesregierung die Frage, ob 
es erwünscht sein kann, daß die vorhandenen 
Mitbestimmungsformen noch vermehrt werden, 

. oder ob hierdurch das Mitbestimmungsrecht nicht 
zu unübersichtlich würde. 

Würde man das Kommissionsmodell zusätzlich 
einführen und neben die bereits vorhandenen 
Modelle stellen — die Empfehlungen der Kom- 
mission schließen dies nicht aus — , dann be- 
stünden künftig fünf Möglichkeiten, nach denen 
sich die Frage der Mitbestimmung in den Unter- 
nehmensorganen beurteilte. Nach wie vor gäbe 
es einen Bereich ohne Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer in einem Unternehmensorgan (bei 
Einzelkaufleuten und Personengesellschaften 
einerseits und Gesellschaften mbH, bergrecht- 
lichen Gewerkschaften mit eigener Rechtspersön- 
lichkeit und Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaften, die bis zu 500 Arbeitnehmer haben, 
andererseits), ferner den Bereich, in dem die Ein- 
Drittel-Mitbestimmung nach dem Betriebsverfas- 
sungsgesetz gilt (die obengenannten Gesell- 
schaften mbH, bergrechtlichen Gewerkschaften 
und Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
mit mehr als 500 Arbeitnehmern), sodann den 
Bereich der Unternehmen ab 1000 bis 2000 
Arbeitnehmern, in denen das Kommissionsmodell 
einer erweiterten Mitbestimmung gilt, und 
schließlich die beiden paritätisch mitbestimmten 
Bereiche nach dem Mitbestimmungsgesetz 
Kohle/Eisen von 1951 und nach dem Mitbestim- 
mungsergänzungsgesetz von 1956. 

Ob die je nach der Größe eines Unternehmens 
„verschiedenen Entwicklungsstufen der inneren 
Organisation der Unternehmungen" (V/43) eine 
solche Auffächerung der Mitbestimmungsmodelle 
tatsächlich erfordern, bedarf der gründlichen 
Untersuchung, zumal da der Auftrag an die Kom- 
mission gerade die Vorbereitung für eine auf 
Dauer ausgerichtete Neuordnung der Unter- 
nehmensmitbestimmung bezweckte; dies hätte 
grundsätzlich die Empfehlung einer übersicht- 
lichen, klar umrissenen und nicht allzuweit auf- 
gefächerten Mitbestimmungsregelung nahe- 
gelegt. 

2. In diesem Zusammenhang verdient die Empfeh- 
lung, die Mitbestimmung für Unternehmen ab 
1000 bis 2000 Arbeitnehmern vorzuschreiben, 
eine besondere Betrachtung. Die Kommission hat 
sich „nicht zur Empfehlung einer starren Grenze 
von 1000 Arbeitnehmern als Anwendungskrite- 
rium entschließen können" (V/43). Es wird nun- 
mehr zu untersuchen sein, wie die Abgrenzung 
sachgeredit vorgenommen werden kann. Die 
Bundesregierung stimmt der Kommission zu, daß 
Unternehmen, die mitbestimmt werden sollen, so 
groß sein müssen, daß sie die Institution einer 
gesetzlich und institutionell geregelten Mitbe- 
stimmung zu tragen vermögen. Gerade dieser 
Umstand wirft aber die Frage auf, ob allein auf 
die Zahl der Arbeitnehmer abgestellt werden 


kann oder ob auch die Finanzkraft und die Stel- 
lung des Unternehmens im Markt berücksichtigt 
werden muß, wie dies von anderer Seite vor- 
geschlagen wird. 

Darüber hinaus wäre zu fragen, ob die Unter- 
scheidung zwischen Untnernehmen mit 500 bis 
1000 Arbeitnehmern und solcher mit 1000 und 
mehr Arbeitnehmern sachgerecht ist. Hier wären 
Untersuchungen über die Zahl der in diese Be- 
reiche fallenden Gesellschaften, über ihre Struk- 
tur und über das evtl. Ausmaß der Schwankun- 
gen in der Beschäftigtenzahl angebracht. 

Die Zahl 1000 bis 2000 Arbeitnehmer soll nach 
Auffassung der Kommission auch für die Er- 
fassung von Konzernen maßgebend sein. Es ist 
sicherlich richtig, daß bei Konzernen zur Ver- 
meidung einer Umgehung der Mitbestimmungs- 
regelung das gleiche Kriterium für die Abgren- 
zung gewählt werden muß. Die Einbeziehung 
des Konzerns wirft aber um so mehr die Frage 
auf, ob allein auf die Zahl der Arbeitnehmer 
abgestellt werden kann. 

Insbesondere im Zusammenhang mit den Kon- 
zentrationsvorgängen in der Stahlindustrie hat 
die Kommission sich mit dem Problem der Kon- 
trolle wirtschaftlicher Macht auseinandergesetzt. 
Sie hat dabei festgestellt, daß weder die Ver- 
hinderung eines Mißbrauchs wirtschaftlicher 
Macht noch die Verhinderung eines politischen 
Mißbrauchs der wirtschaftlichen Machtstellung 
der Unternehmen in der Mitbestimmung der 
Nachkriegszeit eine praktische Rolle spielt 
(III/73). 

3. Die Empfehlungen der Kommission werfen für 
das Aktienrecht eine ganze Reihe von Fragen 
auf, die überwiegend darauf zurückzuführen 
sind, daß die Übernahme des Montan-Modells 
von der Kommission abgelehnt wird. Die Pro- 
blematik liegt hierbei weniger in der gesetzes- 
technischen Verwirklichung der Empfehlungen 
und in der Schließung von Lücken, als in der 
Frage, ob die von der Kommission empfohlenen 
Änderungen und Ergänzungen des Aktien- 
gesetzes, die die Verfassung der Aktiengesell- 
schaft betreffen, das leisten können, was die 
Kommission erwartet. Insoweit bestehen kaum 
Erfahrungen. 

Als weitere Fragen sind zu erwähnen: 

a) Soweit Änderungen der Verfassung der 
Aktiengesellschaft vorgeschlagen werden, ist 
zu prüfen, ob sie auf solche Gesellschaften 
beschränkt bleiben können, die vom Mit- 
bestimmungsmodell der Kommission erfaßt 
werden, oder ob sie nicht einheitlich für alle 
Aktiengesellschaften eingeführt werden müs- 
sen, wenn man nicht bewußt in Kauf nehmen 
will, daß es in Zukunft unterschiedlich ver- 
faßte Aktiengesellschaften gibt. 

b) In diesen Zusammenhang gehört auch die 
Frage, ob sich die Zahl der Aufsichtsratsmit- 
glieder künftig für sämtliche Aktiengesell- 
schaften nach den Empfehlungen der Kom- 
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mission richten soll. Nach Auffassung der 
Bundesregierung ist allerdings die Mindest- 
zahl von 12 Aufsichtsratsmitgliedern für 
Gesellschaften mit nur 1000 Arbeitnehmern in 
aller Regel zu hoch und die Höchstzahl von 
24 Mitgliedern ganz allgemein zu groß, wenn 
eine ersprießliche Arbeit dieses Gremiums 
möglich bleiben soll. 

c) Ferner wird in den Empfehlungen der Kom- 
mission nicht gesagt, nach welchen Kriterien 
die Staffelung in 12, 16, 20 und 24 Mitglieder 
erfolgen soll (V/18). Zwar hält die Kommis- 
sion für die Anwendung ihrer Empfehlungen 
andere Kriterien als die Belegschaftsgröße 
ausdrücklich für unbrauchbar (V/43)f da aber 
Umfang und Gewicht der Aufgaben des Auf- 
sichtsrats nicht nur von der Zahl der Beleg- 
schaft, sondern auch — und in viel stärkerem 
Maße — vom Ausmaß der wirtschaftlichen 
Aktivitäten des Unternehmens abhängt, 
spricht zunächst einiges dafür, es insoweit 
beim bisherigen Recht — Staffelung nach 
dem Grundkapital der Gesellschaft — zu 
belassen. 

d) Einige Probleme, die sorgfältiger Prüfung be- 
dürfen, wirft auch die Empfehlung auf, wo- 
nach zwei Aufsichtsratsmitglieder von den 
übrigen kooptiert werden sollen. 

Inwieweit das Kooptationsverfahren dahin 
führen wird, daß diese beiden Mitglieder 
von beiden Seiten der sie wählenden Auf- 
sichtsratsmitglieder unabhängig sind, bliebe 
abzuwarten. Auch die Kommission räumt ein, 
daß, jedenfalls in der ersten Zeit, die Koop- 
tierten je einer Seite der Aufsichtsratsmit- 
glieder zuzurechnen sein werden. 

e) Einer näheren Prüfung bedarf in diesem 
Zusammenhang auch die Frage, welche 
Grundsätze für die Abberufung der von den 
Arbeitnehmern gewählten oder der kooptier- 
ten Mitglieder des Aufsichtsrats gelten sollen. 
Der Bericht der Kommission erwähnt diese 
Frage ebenfalls nicht. Ihre Lösung dürfte er- 
hebliche Schwierigkeiten bereiten. 

f) Eingehender Prüfung bedarf auch die von der 
Kommission empfohlene „Relativierung" der 
Verschwiegenheitspflicht der Aufsichtsrats- 
mitglieder. Wenn bei Entscheidungen, die 
sich unmittelbar auf die Arbeitnehmer des 
Unternehmens auswirken (z. B. Stillegung), 
die Arbeitnehmervertreter überstimmt wor- 
den sind, soll nach dem Vorschlag der Kom- 
mission ihre Verschwiegenheitspflicht einge- 
schränkt werden. Ihr Wunsch, den Prozeß 
der Meinungsbildung im Aufsichtsrat und 
Gründe für die Mehrheitsentscheidung öffent- 
lich zu diskutieren, soll dann im Aufsichtsrat 
erörtert werden. Dieser soll jedoch mit Drei- 
Viertel-Mehrheit der Veröffentlichung wider- 
sprechen können. Die Kommission nimmt bei 
dieser Empfehlung wegen des Umfangs der 
Auskunft auf das Auskunftsrecht der Aktio- 
näre nach § 131 des Aktiengesetzes Bezug. 
Dieses Auskunftsrecht ist jedoch durch den 


Gegenstand der Tagesordnung der Haupt- 
versammlung begrenzt und sieht u. a. eine 
Ausnahme vor, wenn erhebliche Nachteile 
für die Gesellschaft zu befürchten sind. Das 
Ausmaß der Lockerung der Verschwiegen- 
heitspflicht ist hier nicht recht zu erkennen. 
Angelegenheiten, die auch auf einer Haupt- 
versammlung erörtert werden dürfen, werden 
in der Regel nicht unter die Verschwiegen- 
heitspflicht fallen. Die Auskunftspflicht des 
Vorstandes gegenüber der Hauptversamm- 
lung wird sich im übrigen normalerweise auf 
ganz andere Angelegenheiten erstrecken als 
im Aufsichtsrat besprochen werden. 

4. Das von der Sachverständigenkommission ent- 
wickelte Mitbestimmungsmodell ist auf die 
Aktiengesellschaft zugeschnitten (V/45). Die 
Kommission hat aber nicht verkannt, daß eine 
institutionelle Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
nicht auf Unternehmen dieser Rechtsform be- 
schränkt werden kann. Ihrer Auffassung nach 
muß sich die Anwendung ihrer Empfehlungen 
vielmehr auch an den unterschiedlichen Rechts- 
formen der Unternehmen orientieren. Auf dieser 
Gründlage ist die Kommission der Ansicht, daß 
die von ihr vorgeschlagenen Mitbestimmungs- 
regelungen bei Überschreitung der vorgeschla- 
genen Größenmerkmale auch auf die Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung — und zwar auch, 
sofern sie Komplementär in einer GmbH & Co 
ist — , Versicherungsvereine auf Gegenseitig- 
keit und genossenschaftlich organisierte Unter- 
nehmen Anwendung finden sollten, nicht hin- 
gegen auf Personenhandelsgesellschaften und 
einzelkaufmännische Unternehmen. 

a) Die Bundesregierung geht mit der Sach- 
verständigenkommission davon aus, daß die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer nicht da- 
von abhängen kann, daß das Unternehmen 
in einer bestimmten Rechtsform betrieben 
wird. Schon nach geltendem Recht ist die 
Mitbestimmung nicht auf Aktiengesellschaften 
beschränkt. Ebenso ist der Kommission darin 
zuzustimmen, daß die Art und die nähere 
Ausgestaltung der Mitbestimmung der unter- 
schiedlichen Rechtsform der Unternehmen an- 
gepaßt sein muß. Die unveränderte Über- 
tragung der für Aktiengesellschaften kon- 
zipierten Mitbestimmungsregelung der Kom- 
mission auf Unternehmen mit ganz anders 
gearteter Verfassung würde zu schwer lös- 
baren Konflikten führen; denn die Repräsen- 
tanz der Arbeitnehmer im Kontrollorgan 
könnte den Arbeitnehmern bei Unternehmen 
anderer Rechtsform nur formal die gleiche 
Mitbestimmung verschaffen; der Sache nach 
hätten sie dort wegen der Unterschiede in 
den Zuständigkeiten und Befugnissen dieses 
Organs einen geringeren, bei der GmbH 
sogar einen qualitativ erheblich verminderten 
Einfluß. Würde man aber, um dies zu ver- 
hindern, auch die Rechtsstellung der Auf- 
sichtsorgane vereinheitlichen, dann würde die 
Eigenart der anderen Rechtsformen im Kern 
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getroffen; für den Mitbestimmungsbereich 
wäre damit die Beibehaltung und Zulassung 
anderer Rechtsformeh als der Aktiengesell- 
schaft überhaupt in Frage gestellt. Es wird 
daher ganz grundsätzlich zu prüfen sein, ob 
nicht für die verschiedenen Unternehmens- 
formen einer zwar in der Ausgestaltung un- 
terschiedlichen, in den Auswirkungen aber 
gleichwertigen Mitbestimmungsregelung der 
Vorzug zu geben ist. Diese grundsätzliche 
Problematik macht deutlich, daß die Mit- 
bestimmungsregelungen für die in Betracht 
kommenden Rechtsformen möglichst in einen 
Gesamtrahmen gestellt werden sollten, damit 
einerseits den Besonderheiten der verschie- 
denen Unternehmensformen Rechnung getra- 
gen werden kann, andererseits aber die Mit- 
bestimmungsregelungen untereinander aus- 
gewogen sind. 

b) Dabei wird auch zu prüfen sein, welche 
Unternehmensformen in die Mitbestimmungs- 
regelungen einzubeziehen sind und ob — 
wie die Kommission vorgeschlagen hat — 
Personenhandelsgesellschaften und einzel- 
kaufmännische Unternehmen von diesen 
Regelungen ausgenommen werden sollten. 

c) Welche Schwierigkeiten die Übertragung mit- 
bestimmungsrechtlicher Modelle von einer 
Gesellschaftsform auf die andere bereitet, 
läßt sich an folgendem Beispiel aus der von 
der Sachverständigenkommisison vorgeschla- 
genen Übertragung des aktienrechtlichen Mit- 
bestimmungsmodells auf die GmbH zeigen: 
Nach geltendem Recht werden die Geschäfts- 
führer auch in den Gesellschaften, die dem 
Betriebsverfassungsgesetz unterliegen, nicht 
vom Aufsichtsrat, sondern von den Gesell- 
schaftern bestellt. Diese Regelung ist in Be- 
sonderheiten der GmbH begründet, die in der 
Regel . nur wenige Gesellschafter hat, von 
denen vielfach einer oder einige zu Geschäfts- 
führern bestellt werden. Zu der von der 
Kommission empfohlenen Mitbestimmung ge- 
hört jedoch wesentlich die Bestellung des 
Leistungsorgans durch den Aufsichtsrat, wo- 
für durch das paritätisch besetzte Aufsichts- 
ratspräsidium oder in einem gleichwertigen 
anderen Verfahren die Vorauswahl getroffen 
worden ist. Folglich müßte auch für die unter 
die Empfehlung fallenden Gesellschaften mbH 
die Bestellung der Geschäftsführer durch den 
Aufsichtsrat vorgeschrieben werden, wenn 
die Kommissionsvorschläge konsequent durch- 
geführt werden sollen. Ob eine derartige 
weitreichende Änderung für alle Gesellschaf- 
ten mbH in der Größenordnung 1000 bis 
2000 Arbeitnehmer eingeführt werden kann, 
ist von der Kommission nicht erörtert wor- 
den, bedarf jedoch in dem oben behandelten 
Gesamtzusammenhang eingehender Prüfung. 

d) Wegen dieser Problematik bedarf es auch 
weiterer Überlegungen, ob der Empfehlung 
der Kommission gefolgt werden kann, ihren 
unternehmensrechtlichen Überlegungen bei 


der Reform des GmbH-Rechts soweit als mög- 
lich Rechnung zu tragen [V/l (5.3)]. Die Neu- 
ordnung des Mitbestimmungsrechts für alle in 
Betracht kommenden Unternehmensformen 
könnte damit in die Abhängigkeit von der 
Reform einer einzelnen Gesellschaftsform ge- 
raten. Würde die GmbH-Reform andererseits 
bis zu einer Gesamtregelung der Mitbestim- 
mung für Unternehmen in den verschiedenen 
Rechtsformen aufgeschoben, so wäre diese 
Mitbestimmungsregelung noch mit einer Re- 
form der . gesellschaftsrechtlichen Probleme 
der GmbH belastet. 

5. Schon aus dieser Auswahl von Problemen, die 
der Bericht der Kommission aufwirft und die 
noch der eingehenden Klärung bedürfen, erhellt, 
daß eine schlichte Übertragung des Kommissions- 
modells in Gesetzesform kaum in Betracht kom- 
men kann. Gerade durch die Übertragung der für 
die Aktiengesellschaft entwickelten Gedanken der 
Kommission auf Unternehmen anderer Rechts- 
formen wird deutlich, daß die Probleme viel- 
schichtiger sind, als sie bei einer Darstellung für 
einen Teilbereich erscheinen. 

Nach Abklärung der offenen Probleme wird man 
schließlich überlegen müssen, ob die Mitbestim- 
mung in den Unternehmensorganen heute noch 
in einer Reihe von Bestimmungen in verschiede- 
nen Gesetzen zweckentsprechend geregelt wer- 
den kann, oder ob eine grundlegende Neugestal- 
tung der Mitbestimmungsproblematik nicht die 
Herausnahme der Mitbestimmungsregelungen 
aus den Einzelgesetzen und die Schaffung eines 
einheitlichen Gesetzes, das die Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer in den Unternehmensorganen 
für alle Unternehmen regelt, erfordert. In einem 
solchen Gesetz könnten — wenn man zur Ver- 
deutlichung des Gedankens einmal beim Mitbe- 
stimmungsmodell der Kommission bleibt — Fra- 
gen wie die innere Organisation und die Kom- 
petenzen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse, 
die Wahl des Vorstands einschließlich des Per- 
sonalvorstands, das Verhältnis des Vorstands 
zum Aufsichtsrat sowie das Problem des Begrün- 
dungszwangs und der Verschwiegenheitspflicht 
für alle Unternehmen unabhängig von ihrer 
Rechtsform gewissermaßen vor die Klammer ge- 
zogen werden. 

Dabei darf der von der Kommission betonte un- 
trennbare Zusammenhang zwischen Mitbestim- 
mungsregelungen auf Unternehmens- und auf 
Betriebsebene nicht übersehen werden. Die Kom- 
mission führt aus, daß das Ausmaß der Mitbe- 
stimmung der Arbeitnehmer im Unternehmen 
sich aus der Summe der zur Verfügung gestell- 
ten Mitbestimmungs- und Einwirkungsmöglich- 
keiten bei der Ausübung der Leitungs- und 
Organisationsgewalt im Unternehmen und des 
Direktionsrechts im Betrieb und aus ihren Wech- 
selwirkungen untereinander ergibt (V/2). Die 
Bundesregierung wird deshalb bei ihren Uber- 
legungei^ zur Ausgestaltung der Mitbestimmung 
auf Unternehmensebene die durch ihren Entwurf 
eines Betriebsverfassungsgesetzes eingeleitete 
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Ausweitung der Mitbestimmungsrechte auf be- 
trieblicher Ebene mit den sich daraus ergebenden 
Konsequenzen für eine ausgewogene Unterneh- 
mensverfassung berücksichtigen. 

V. 

Nach allem stellt die Bundesregierung fest, daß es 
sich bei dem Bericht der Kommission um eine sehr 
nützliche Arbeit handelt, die viele Vorurteile abge- 
baut, Fehleinschätzungen berichtigt und die Mit- 
bestimmungsdiskussion damit versachlicht hat. Sie 


hat aber — was auch nicht erwartet werden konnte 
— nicht alle Probleme gelöst. Eine Reihe ungelöster 
Probleme von untersdiiedlidiem Gewicht ist be- 
stehengeblieben und zum Teil durch die Arbeit der 
Kommission erst richtig deutlich geworden.^ 

Die Bundesregierung wird an die Klärung der noch 
offenen Probleme gewissenhaft herangehen; sie ist 
überzeugt, daß die Arbeiten der Sachverständigen- 
kommission die Bemühungen, zu einer befriedigen- 
den Lösung des Problems der Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer in den Gesellschaftsorganen zu ge- 
langen, wesentlich gefördert haben. 
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